
gegen die Gesetzlichkeit mit kriminellem Charakter ge
geben ist, wurden diese Tatbestandsmerkmale alterna
tiv gefaßt und damit für beide Personengruppen in 
§ 170 Abs. 2 StGB strafrechtliche Verantwortlichkeit be
gründet.
Bei den Fahrlässigkeitshandlungen wurde ebenfalls auf 
den Nachweis des ungerechtfertigten Vermögensvorteils 
verzichtet und die Herbeiführung oder Erlangung eines 
erheblichen Mehrerlöses als objektives Kriterium auf
genommen.
Die Änderungen des § 176 StGB (Verkürzung von 
Steuern, Abgaben, anderen Abführungen an den Staats
haushalt und Beiträgen zur Sozialpflichtversicherung) 
entsprechen im wesentlichen denen des § 170 StGB.

Erhöhung des strafrechtlichen Schutzes von Leben 
und Gesundheit der Bürger

In Auswertung der Erfahrungen der Arbeitskollektdve 
zur Erhöhung von Ordnung und Sicherheit in der Volks
wirtschaft wurde auch § 194 StGB (Gefährdung der'Ge- 
brauchssicherheit) geändert. Im Interesse der Erhöhung 
des Schutzes von Leben und Gesundheit der Bürger 
müssen an die Kontrolle und Prüfung der Gebrauchs
sicherheit von Erzeugnissen oder bearbeiteten Gegen
ständen (z. B. Pkw oder elektrische Geräte) hohe An
forderungen gestellt werden. Leitern von Produktions-, 
Handels-, Reparatur- oder Dienstleistungsbetrieben ob
liegt insoweit eine große Verantwortung.
Mit der Änderung des § 194 StGB wurde die Möglich
keit geschaffen, diese Strafbestimmung auch bei der 
Lieferung von Erzeugnissen und bei Arbeitsleistungen 
von besonders mangelhafter Qualität anzuwenden, so
fern dadurch schuldhaft unmittelbare Gefahren für das 
Leben oder die Gesundheit von Menschen verursacht 
werden. Durch die Aufnahme des Begriffs „schuldhaft“ 
wird nunmehr auch die fahrlässige Herbeiführung von 
Gefahren von diesem Tatbestand erfaßt, sofern der 
Täter unter „bewußter Verletzung seiner Pflichten“ für

die Prüfung und Kontrolle (z. B. aus Verträgen, Arbeits
vorschriften, Betriebsordnungen u. ä.) gehandelt hat.
In diesem Zusammenhang wird darauf aufmerksam ge
macht, daß, ausgehend vom Verfassungsgrundsatz, daß 
im Mittelpunkt aller Bemühungen der sozialistischen 
Gesellschaft und ihres Staates der Mensch steht, die 
Verhütung und Bekämpfung besonders schwerer Fahr
lässigkeitsstraftaten eine große Bedeutung erhält. 
„Grobe verantwortungslose Pflichtverletzungen mit 
schwerwiegenden Auswirkungen oder außergewöhnlich 
schweren Folgen stoßen in wachsendem Maße auf das 
Unverständnis der Bevölkerung, die wiederholt Vor
schläge zur konsequenten Ahndung dieser Delikte und 
zur weiteren Ausgestaltung der entsprechenden Straf
bestimmungen unterbreitete.“/4/
Diesen Anregungen und Vorschlägen ist mit den Ände
rungen in § 114 (Fahrlässige Tötung), § 188 (Fahrlässige 
Verursachung eines Brandes), § 193 (Verletzung der Be
stimmungen des Gesundheits- und Arbeitsschutzes) und 
§ 196 (Herbeiführung eines schweren Verkehrsunfalles) 
entsprochen worden. Unter Beibehaltung der bisher in 
diesen Bestimmungen enthaltenen Voraussetzungen für 
schwere fahrlässige Fälle bleiben auch die Strafandro
hungen bestehen. Jedoch ist in den Fällen, in denen der 
Tod mehrerer Menschen verursacht wurde und die 
Handlung zugleich auf einer rücksichtslosen Verletzung 
von Bestimmungen zum Schutze von Leben und Ge
sundheit der Menschen (z. B. Verkehrs-, Sicherheits-, 
Gesundheitsschutz-, Arbeitsschutz- oder Brandschutz
bestimmungen) beruht oder der Täter seine Sorgfalts
pflichten im gesellschaftlichen Zusammenleben in be
sonders verantwortungsloser Weise verletzt, die bis
herige Obergrenze der Freiheitsstrafe von fünf Jahren 
auf acht Jahre erweitert worden. Für diese gesetzlich 
vorgesehenen Ausnahmefälle besonders schwerer fahr
lässiger Vergehen (§ 1 Abs. 2 Satz 3 StGB) ist damit 
eine strengere strafrechtliche Reaktion möglich.
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Oberrichter GOTTFRIED HEJHAL, Mitglied des Präsidiums des Obersten Gerichts

Zur Wirksamkeit der OG-Richtlinie Nr. 18
über die Bemessung des Unterhalts für minderjährige Kinder

Dem folgenden Beitrag liegt ein Bericht zugrunde, den 
Oberrichter Hejhal vor dem Präsidium des Obersten 
Gerichts erstattet hat. D. Red.

Die Bedeutung, die der Unterhalt für die Sicherung der 
Lebensbedürfnisse der nur mit einem Eltemteil zusam
menlebenden Kinder hat, und die große Zahl der Unter- 
haltsverfahren/1/ gebieten, der Rechtsprechung und der 
anleitenden Tätigkeit auf diesem Gebiet ständig beson
dere Aufmerksamkeit zu widmen.
Die Einschätzung der Rechtsprechung zur Unterhalts
gewährung an Kinder hat ergeben, daß sie im wesent
lichen stabil ist. Dazu hat die Richtlinie Nr. 18 des Ple
nums des Obersten Gerichts über die Bemessung des 
Unterhalts für minderjährige Kinder vom 14. April 1965 
(GBl. II S. 331; NJ 1965 S. 305) entscheidend beigetra
gen.
Die Gerichte haben dabei entsprechend der Orientie
rung des Präsidiums des Obersten Gerichts vom
9. August 1972/2/ auch die Übereinstimmung der Unter-
/!/ Allein im Jahre 1973 wurde im Zusammenhang mit Ehe
lösungen und mit Vaterschaftsfeststellungen von den Gerichten 
für etwa 45 000 Kinder Unterhalt festgesetzt. Weiterhin waren 
etwa 9 500 Verfahren wegen Änderung bestehender Unter
haltstitel anhängig.
/2/ Vgl. hierzu G. Hejhal, „Mit der Rechtsprechung zur Ver
wirklichung des sozialpolitischen Programms des VHI. Partei
tages der SED beitragen!“, NJ 1972 S. 531 ff.

haltsrechtsprechung mit den Grundsätzen des Gemein
samen Beschlusses des Zentralkomitees der SED, des 
Bundesvorstandes des FDGB und des Ministerrates der 
DDR über sozialpolitische Maßnahmen in Durchfüh
rung der auf dem VIII. Parteitag beschlossenen Haupt
aufgabe vom 27. April 1972 gewährleistet.

Grundsätze der Unterhaltsfestsetzung

Bei der Festsetzung des Unterhalts für Kinder nach der 
OG-Richtlinie Nr. 18 ist der Anteil zu bestimmen, den 
der nicht mit den Kindern zusammenlebende Eltemteil 
zur Sicherung ihrer Lebensbedürfnisse beizutragen hat. 
Dieser Anteil muß so bemessen sein, daß die Kinder 
materiell nicht schlechter gestellt sind als diejenigen, die 
in der Familiengemeinschaft mit beiden Eltern Zusam
menleben. Ausgangspunkt für die Bemessung des Unter
halts sind danach die wirtschaftlichen Verhältnisse 
beider Eltemteile, die im wesentlichen die Bedürfnisse 
der Kinder bestimmen.
Die im großen und ganzen richtige Anwendung der in 
der Richtlinie entwickelten Bemessungsgrundlage und 
der in den Richtsätzen zusammengefaßten Hinweise zur 
Höhe des Unterhalts durch die Gerichte hat — ohne daß 
es zu schematischer Rechtsanwendung gekommen ist — 
eine einheitliche Behandlung . von Unterhaltsansprü-
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